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ENTWURF EINER ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS

zu Maßnahmen der EU zugunsten von Menschenrechtsverteidigern
(2009/2199(INI))

Das Europäische Parlament,

– unter Hinweis auf die Erklärung der Vereinten Nationen zu Menschenrechtsverteidigern 
und die Tätigkeit der Sonderberichterstatterin der Vereinten Nationen zur Situation von 
Menschenrechtsverteidigern,

– gestützt auf die Artikel 3 und 21 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, des Manne und der Frau

– in Kenntnis der Leitlinien der Europäischen Union im Bereich Menschenrechte und 
insbesondere der im Juni 2004 angenommenen und im Jahr 2008 überprüften Leitlinien 
der Europäischen Union zum Schutz von Menschenrechtsverteidigern sowie in Kenntnis 
der Leitlinien zu Menschenrechtsdialogen, die im Dezember 2001 verabschiedet und im 
Jahr 2009 überprüft wurden,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 6. September 2007 zu der Funktionsweise der 
Dialoge und Konsultationen mit Drittstaaten zu Menschenrechtsfragen1,

– unter Hinweis auf die Verordnung (EG) Nr. 1889/2006 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 20. Dezember 2006 zur Einführung eines Finanzierungsinstruments für 
die weltweite Förderung der Demokratie und der Menschenrechte (EIDHR)2,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 25. April 2002 zu der Mitteilung der 
Kommission an den Rat und das Europäische Parlament: Rolle der Europäischen Union 
bei der Förderung der Menschenrechte und der Demokratisierung in Drittländern3,

– unter Hinweis auf seine besonderen Leitlinien für Tätigkeiten seiner Mitglieder im 
Bereich Menschenrechte und Demokratie bei Reisen in Drittländer,

– unter Hinweis auf die Satzung für den Sacharow-Preis für geistige Freiheit, die auf 
Beschluss der Konferenz der Präsidenten des Europäischen Parlaments am 15. Mai 2003 
angenommen und am 14. Juni 2006 geändert wurde,

– unter Hinweis auf seine früheren Entschließungen zur Situation der Menschenrechte in 
der Welt und insbesondere deren Anhänge betreffend Einzelfälle,

– unter Hinweis auf die regelmäßigen Aussprachen und Dringlichkeitsentschließungen zu 
Fällen von Menschenrechtsverletzungen und Verstößen gegen Demokratie und 
Rechtsstaatlichkeit,

                                               
1 ABl. C 187 E vom 24.7.2008, S. 214.
2 ABl. L 386 vom 29.12.2006, S. 1.
3 ABl. C 131 E vom 5.6.2003, S. 147.
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– in Kenntnis der vom Ministerkomitee am 6. Februar 2008 angenommenen Erklärung des 
Europarates über Maßnahmen zur Verbesserung des Schutzes von
Menschenrechtsverteidigern und der Förderung ihrer Tätigkeit,

– unter Hinweis auf die Entschließung der Parlamentarischen Versammlung des 
Europarates vom 24. Februar 2009 zur Lage von Menschenrechtsverteidigern in den 
Mitgliedstaaten des Europarates1,

– unter Hinweis auf die Empfehlung über den rechtlichen Status von 
Nichtregierungsorganisationen in Europa2, die am 10. Oktober 2007 vom 
Ministerkomitee des Europarates angenommen wurde,

– unter Hinweis auf regionale Menschenrechtübereinkommen, darunter insbesondere die 
Europäische Menschenrechtskonvention, die Afrikanische Charta der Menschen- und 
Völkerrechte und die Entschließungen der Afrikanischen Menschen- und 
Völkerrechtskommission (ACHPR) zu Menschenrechtsverteidigern, die Amerikanische 
Menschenrechtskonvention und die Arabische Charta der Menschenrechte,

– gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 810/2009 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 13. Juli 2009 über einen Visakodex der Gemeinschaft (Visakodex)3,

– gestützt auf Artikel 48 seiner Geschäftsordnung,

– in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten (A7-0000),

A. in der Erwägung, dass gemäß der 1998 angenommenen Erklärung der Vereinten 
Nationen als „Menschenrechtsverteidiger“ Personen bezeichnet werden, die sich einzeln 
wie auch in Gemeinschaft mit anderen für die Förderung oder den Schutz von 
Menschenrechten mit friedlichen Mitteln einsetzen,

B. in der Erwägung, dass sich Menschenrechtsverteidiger überall auf der Welt mit 
Nachdruck – und oftmals unter Lebensgefahr – für den Schutz und die Förderung 
grundlegender Menschenrechte einsetzen, sowie in der Erwägung, dass 
Menschenrechtsverteidiger auch maßgeblichen Anteil an der Stärkung demokratischer 
Grundsätze in ihren Ländern haben und auf diese Art und Weise als menschliches 
Bindeglied zwischen Demokratie und Achtung der Menschenrechte fungieren,

C. in der Erwägung, dass die Unterstützung von Menschenrechtsverteidigern schon seit 
langem ein fester Bestandteil der Menschenrechtspolitik der Europäischen Union in ihren 
Außenbeziehungen ist,

                                               
1 RES/1660(2009).
2 CM/Rec(2007)14.
3 ABl. L 243 vom 15.9.2009, S. 1.
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D. in der Erwägung, dass das Europäische Parlament mit Anhörungen, Entschließungen, 
Schreiben und nicht zuletzt auch dem Sacharow-Preis eine wichtige Rolle bei der 
Unterstützung und beim Schutz von Menschenrechtsverteidigern spielt,

E. in der Erwägung, dass die Europäische Union ihr Vorgehen zunehmend auch mit anderen 
regionalen und internationalen Gremien in Afrika, Europa sowie Nord- und Südamerika 
koordiniert, um die Situation von Menschenrechtsverteidigern engmaschig zu 
überwachen und die Staaten nachdrücklich aufzufordern, im Einklang mit internationalen 
und regionalen Verpflichtungen im Bereich der Menschenrechte geeignete Bedingungen 
für deren Arbeit zu gewährleisten,

F. in der Erwägung, dass Menschenrechtsverteidiger im Rahmen ihrer Tätigkeit auch selbst 
von Menschenrechtsverletzungen betroffen sind, wozu Morde, Morddrohungen, 
Entführungen und Menschenraub, willkürliche Verhaftungen und Haftstrafen sowie 
weitere Drangsalierungen und Einschüchterungsmaßnahmen wie zum Beispiel 
Rufmordkampagnen gehören, sowie in der Erwägung, dass alle diese Verstöße auch 
gegen Familienangehörige und Verwandte von Menschenrechtsverteidigern gerichtet sein 
können, womit bezweckt werden soll, dass sie ihre Aktivitäten einstellen,

G. in der Erwägung, dass Menschenrechtsverteidigerinnen besonders gefährdet sind und 
dass zu den weiteren Gruppen und Kategorien von Personen, die aufgrund ihres Einsatzes 
für die Menschenrechte in besonderem Maße Angriffen und Menschenrechtsverletzungen 
ausgesetzt sind, auch Menschenrechtsverteidiger gehören, die sich für die Förderung 
wirtschaftlicher, sozialer und kultureller Rechte und für die Rechte von Minderheiten, 
indigenen Völkern sowie Lesben, Schwulen, Bisexuellen und Transsexuellen einsetzen,

H. in der Erwägung, dass bei der Verfolgung von Menschenrechtsverteidigern immer 
ausgefeiltere Mittel, d. h. neue Technologien, aber auch restriktive NRO-Gesetze und 
administrative Behinderungen, angewendet werden, die den Handlungsspielraum und die 
Möglichkeiten derjenigen, die eine unabhängige Zivilgesellschaft anstreben, massiv 
einschränken; unter Verweis auf die Tatsache, dass einige Regierungen 
Menschenrechtsverteidiger in ihrer Arbeit behindern oder ihnen die offizielle Anmeldung 
von Organisationen verwehren, um sie anschließend strafrechtlich mit der Begründung zu 
verfolgen, sie hätten ihr Recht auf Versammlungsfreiheit unrechtmäßig wahrgenommen,

I. in der Erwägung, dass Menschenrechtsverteidiger auch durch als 
„Sicherheitsmaßnahmen“ bezeichnete und gelegentlich unmittelbar gegen sie gerichtete 
Aktionen, Gesetze und Verfahren behindert werden, wobei dies häufig mit einer 
Stigmatisierung und dem Vorwurf des Terrorismus einhergeht,

1. zollt dem unschätzbaren Beitrag von Menschenrechtsverteidigern zum Schutz und zur 
Förderung von Menschenrechten, Rechtsstaatlichkeit, Demokratie und Verhinderung von 
Konflikten unter Gefahr für ihre persönliche Sicherheit Anerkennung;

2. bedauert, dass innerhalb der Europäischen Union trotz vorhandener Instrumente und 
Regelungen kein einheitlicher und systematischer Schutz von 
Menschenrechtsverteidigern erreicht worden ist; empfiehlt der Hohen Vertreterin der 
Europäischen Union für Außen- und Sicherheitspolitik, sich in dieser Hinsicht aktiv um
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die Entwicklung stärker ergebnisorientierter Methoden zu bemühen;

3. vertritt die Auffassung, dass die EU ihre politische Unterstützung für das Handeln von 
Menschenrechtsverteidigern zum Ausdruck bringen und daher sämtliche vorhandenen 
Instrumente nutzen und neue Regelungen entwickeln muss, um die Arbeit von 
Menschenrechtsaktivisten durch eine Beteiligungsstrategie zu unterstützen, die einen 
Beitrag zur Schaffung von günstigen Bedingungen für die Arbeit dieser Menschen leisten 
sollte; unterstreicht, dass dies durch eine Politik flankiert sein muss, die durch 
Sofortmaßnahmen und langfristige Maßnahmen auf die Verhinderung von 
Feindseligkeiten und den Schutz davor abstellt;

Stärkung der Institutionen und Neuerungen im Rahmen des Vertrags von Lissabon

4. erinnert daran, dass der Vertrag von Lissabon in den Artikeln 3 und 21 die Förderung und 
den Schutz der Menschenrechte in den Mittelpunkt der Politik der Union im Bereich der 
Außenbeziehungen rückt; hebt hervor, dass vorrangig dafür Sorge zu tragen ist, dass die 
Förderung der Menschenrechte als Grundwert und als Ziel der Außenpolitik der Union 
bei der Schaffung des Europäischen Auswärtigen Dienstes (EAD) und in dessen Struktur
gebührend berücksichtigt werden, unter anderem durch eine ausreichende personelle 
Ausstattung; fordert daher die Einrichtung einer zentralen Kontaktstelle mit 
ausdrücklicher Zuständigkeit für Menschenrechtsverteidiger innerhalb des EAD;

5. verweist darauf, dass die Leitlinien zum Schutz von Menschenrechtsverteidigern durch 
die EU-Missionen bislang nur unzureichend umgesetzt wurden, die Delegationen der 
Kommission in Drittstaaten nunmehr aber durch den Vertrag von Lissabon die seltene 
Gelegenheit haben, dieses Thema im Zuge ihrer Umwandlung in Delegationen der Union, 
denen eine immer wichtigere Rolle bei der Vertretung der EU und der Umsetzung ihrer 
Politik im Bereich der Menschenrechte zukommt, in Angriff zu nehmen; bekräftigt daher 
seine Forderung nach gezielter Betrauung eines besonders geeigneten politischen 
Beamten mit dem speziellen Aufgabengebiet „Menschenrechte und Demokratie“ sowie 
nach Einbeziehung der Leitlinien im Bereich Menschenrechte in die 
Ausbildungsprogramme für Mitarbeiter der EU-Missionen und deren Anwendung im 
Zusammenhang mit Tätigkeitsbeschreibungen und Bewertungsverfahren;

6. rechnet damit, dass die Ernennung der Hohen Vertreterin für Außen- und 
Sicherheitspolitik, die zugleich Vizepräsidentin der Kommission ist, und die Schaffung 
eines gemeinsamen Auswärtigen Dienstes zu erheblichen Verbesserungen im Hinblick 
auf die Kohärenz und Wirksamkeit der EU in diesem Bereich führen könnten, und spricht 
sich nachdrücklich dafür aus, die Erarbeitung lokaler Strategien und deren Evaluierung 
bei der Hohen Vertreterin/Vizepräsidentin anzusiedeln, um die Anwendung der in den 
Leitlinien der EU zum Schutz von Menschenrechtsverteidigern verankerten 
Schutzmaßnahmen zu gewährleisten;

7. erachtet die Verbesserung und Pflege der Kontakte zur unabhängigen Zivilgesellschaft 
sowie den Zugang von Menschenrechtsverteidigern zu EU-Delegationen und -Missionen 
in den jeweiligen Ländern für erforderlich; begrüßt in diesem Zusammenhang die vom
spanischen Vorsitz geforderte Ernennung eines gemeinsamen Verbindungsbeauftragten 
der EU-Missionen als Ansprechpartner für Menschenrechtsverteidiger und mit 
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Zuständigkeit für die Koordinierung der Aktivitäten der Europäischen Kommission auf 
diesem Gebiet; vertritt die Auffassung, dass dies den Informationsaustausch mit der 
Zivilgesellschaft erleichtern und die Möglichkeit eröffnen würde, in dringenden Fällen 
schnell zu handeln; fordert eine Unterrichtung des EP über diese Ernennungen;

Für einen kohärenteren und systematischeren Ansatz in der Menschenrechtspolitik der EU

8. ist besorgt über die Defizite bei der Umsetzung der Leitlinien der EU zum Schutz von 
Menschenrechtsverteidigern; fordert nachdrücklich die ordnungsgemäße und umfassende 
Anwendung dieser Leitlinien durch alle EU-Delegationen und verstärkte Anstrengungen, 
um sicherzustellen, dass ausnahmslos alle Delegationen bis Ende 2010 lokale 
Umsetzungsstrategien entwickeln bzw. bereits bestehende Strategien überarbeiten; 
fordert die Übermittlung der Liste dieser lokalen Strategien an das Europäische Parlament 
und deren Veröffentlichung im Jahresbericht der EU zur Menschenrechtslage;

9. appelliert an den Rat und die Kommission, Menschenrechtsverteidiger aktiv in den 
Prozess der Erarbeitung, Überwachung und Überprüfung lokaler Strategien einzubinden, 
weil dies von ausschlaggebender Bedeutung für den tatsächlichen Nutzen dieser 
Strategien ist;

10. vertritt die Ansicht, dass die in den EU-Leitlinien geforderten jährlichen Treffen
zwischen Menschenrechtsverteidigern und Diplomaten eindeutig einen Beitrag zu einem 
solchen Prozess leisten können;

11. betont die Notwendigkeit der Gleichstellung der Geschlechter bei der Umsetzung der 
Leitlinien mit gezielten Aktionen zugunsten weiblicher Menschenrechtsverteidiger und 
anderer besonders gefährdeter Gruppen wie zum Beispiel derjenigen, die sich für die 
Förderung wirtschaftlicher, sozialer und kultureller Rechte und für die Rechte von 
Minderheiten, indigenen Völkern sowie Lesben, Schwulen, Bisexuellen und 
Transsexuellen einsetzen;

12. ist der Meinung, dass die wesentlichen Aspekte lokaler Strategien zur Umsetzung der 
EU-Leitlinien zum Schutz von Menschenrechtsverteidigern ihren Niederschlag in den 
Länderstrategiepapieren, in den ENP-Aktionsplänen, den Jährlichen Aktionsprogrammen 
des EIDHR und im Stabilitätsinstrument (SI) finden sollten;

13. bekräftigt seine Forderung nach Einbindung der Förderung und des Schutzes von 
Menschenrechtsverteidigern auf allen Ebenen und in alle Teilbereiche und Instrumente 
der Außenpolitik der Union, um die Kohärenz, Wirksamkeit und Glaubwürdigkeit der 
EU-Unterstützung für Menschenrechtsverteidiger zu verbessern; vertritt die Auffassung, 
dass die Entwicklung landesspezifischer Strategien zum Thema Menschenrechte und 
Demokratie erheblich zu diesem Zielansatz beitragen könnte;

14. ist der Ansicht, dass Menschenrechtsverteidiger in Drittstaaten durch eine wirksamere 
Gestaltung der Menschenrechtsdialoge der EU besser geschützt werden können; betont 
die Notwendigkeit, die Situation von Menschenrechtsverteidigern in allen politischen 
Dialogen und Menschenrechtsdialogen mit Drittstaaten regelmäßig anzusprechen, um 
sicherzustellen, dass alle in der Erklärung der Vereinten Nationen zu 
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Menschenrechtsverteidigern verankerten Verpflichtungen und Rechte in nationale 
Rechtsvorschriften übernommen werden, darunter das Recht auf Versammlungsfreiheit 
und das Recht, Mittel aus dem In- und Ausland zu erhalten, sowie das Recht auf freie 
Meinungsäußerung als ein für die Arbeit von Menschenrechtsverteidigern wichtiges 
Recht; unterstreicht, dass Partnerstaaten auch an ihre Verpflichtung und ihre 
Verantwortung erinnert werden sollten, Menschenrechtsverteidiger zu schützen und die 
Achtung vor ihnen und ihrer Arbeit zu fördern, indem Bedingungen geschaffen werden, 
die einen uneingeschränkten Einsatz für die Menschenrechte, die umfassende 
Überwachung dieser Rechte und eine uneingeschränkte Berichterstattung über dieses 
Thema ermöglichen;

15. verurteilt das in zahlreichen Ländern der Welt bestehende Klima der Straffreiheit bei 
tätlichen Angriffen auf Menschenrechtsverteidiger; fordert den Rat und die Kommission 
auf, dieses Problem bei bilateralen Kontakten anzusprechen und alle Staaten dringend zu 
ersuchen, dafür Sorge zu tragen, dass sich die Täter ungeachtet ihrer Position oder 
Funktion im Rahmen unabhängiger und wirksamer disziplinarischer und strafrechtlicher 
Verfahren verantworten müssen;

16. hebt hervor, dass Parlamentarier ebenfalls maßgeblich dazu beitragen, dass 
einzelstaatliche Rechtsvorschriften mit möglichen Auswirkungen auf 
Menschenrechtsverteidiger und ihre Aktivitäten in Einklang mit international 
anerkannten Menschenrechtsnormen gebracht werden; unterstreicht daher, wie wichtig es 
ist, dass die Abgeordneten des Europäischen Parlaments diese Fragen gemäß den 
besonderen Leitlinien für Tätigkeiten der Europaabgeordneten im Bereich 
Menschenrechte und Demokratie bei Reisen in Drittländer im Rahmen von bi- und 
multilateralen Treffen mit anderen Parlamentariern regelmäßig ansprechen;

17. verweist nachdrücklich auf die Bedeutung der umfassenden Einbindung der
unabhängigen Zivilgesellschaft in die Vorbereitung sämtlicher Menschenrechtsdialoge im 
Wege zivilgesellschaftlicher Seminare oder auf andere Art und Weise; hält eine stärkere 
Verknüpfung zivilgesellschaftlicher Seminare mit dem formalen Dialog für unerlässlich, 
wobei dies die Veröffentlichung der angenommenen Empfehlungen ebenso einschließt
wie eine bessere Erfolgskontrolle und Unterrichtung der Zivilgesellschaft über geführte 
Dialoge; betont, wie wichtig es ist, während der Dialoge weiterhin Einzelfälle zu erörtern, 
und ist der Ansicht, dass die Veröffentlichung von Namenslisten die Wirkung von EU-
Maßnahmen verstärken und diese Einzelfälle stärker ins Licht der Öffentlichkeit rücken 
würde;

18. vertritt die Auffassung, dass das Europäische Instrument für Demokratie und 
Menschenrechte (EIDHR), das sich bereits als Mittel zur Förderung und Unterstützung 
der Achtung der Menschenrechte und bei der Stärkung der Rechtsstaatlichkeit bewährt 
hat, auch genutzt werden sollte, um die direkte Hilfe für Menschenrechtsverteidiger zu 
verstärken, so dass ihren kurz- und langfristigen Bedürfnissen entsprochen wird und 
sichergestellt ist, dass auch besonders gefährdete Gruppen und 
Menschenrechtsverteidiger in abgelegenen Gebieten erreicht werden;
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Mehr Transparenz und Sichtbarkeit als Schutzmaßnahme

19. appelliert an den Rat und die Kommission, das Augenmerk von 
Menschenrechtsverteidigern, des EAD, der EU-Botschaften und der Außenministerien in 
den EU-Mitgliedstaaten durch gezielte Aktionen stärker auf die Existenz der Leitlinien zu 
lenken; erachtet die in den Leitlinien vorgesehenen jährlichen Zusammenkünfte als eine 
Möglichkeit, Menschenrechtsverteidigern besser zu helfen und auch den 
Bekanntheitsgrad von EU-Aktionen zu steigern;

20. betont, dass die öffentliche Anerkennung und Wahrnehmung von 
Menschenrechtsverteidigern und ihrer Arbeit auch zu ihrem Schutz in schwierigen 
Situationen beitragen können, indem Täter möglicherweise von Aktionen Abstand 
nehmen, wenn Rechtsverstöße nicht unbemerkt bleiben; fordert die EU-Mitgliedstaaten 
und EU-Delegationen auf, die Öffentlichkeit gegebenenfalls über Demarchen und 
sonstige Schritte zu informieren, die im konkreten Einzelfall unternommen werden, und 
dabei stets den betroffenen Menschenrechtsverteidiger und seine Familie zu konsultieren; 
appelliert an die EU-Missionen, Menschenrechtsverteidiger und/oder deren Familien 
entsprechend den Leitlinien in jedem Fall über Maßnahmen aller Art zu unterrichten, die 
in ihren Namen getroffen werden;

21. fordert die Hohe Vertreterin der Europäischen Union für Außen- und Sicherheitspolitik 
auf, sich bei Reisen in Drittstaaten regelmäßig mit Menschenrechtsverteidigern zu 
treffen, und unterstreicht, dass die Unterstützung für Menschenrechtsverteidiger auch als 
Pflichtaufgabe in das Mandat von EU-Sonderbeauftragten aufgenommen werden sollte; 
hebt hervor, dass die Hohe Vertreterin und die Sonderbeauftragten vor dem Europäischen 
Parlament Rechenschaft über ihr Handeln in diesem Bereich ablegen müssen;

22. verweist mit Nachdruck auf die Notwendigkeit der aktiven Unterstützung und 
Erarbeitung von Vorschlägen zu der Frage, wie das im Dezember 2008 anlässlich des 
20. Jahrestages der Verleihung des Sacharow-Preises gegründete Sacharow-Netzwerk 
genutzt werden könnte, um Menschenrechtsverteidiger dauerhaft zu unterstützen, sowie
der besseren Nutzung der Chancen, die sich aus einem möglichen Beitrag von 
Preisträgern zu Maßnahmen ergeben, die das Europäische Parlament in Erfüllung seines 
Mandats ergreift;

Für koordiniertere und ergebnisorientiertere Maßnahmen zugunsten von 
Menschenrechtsverteidigern

23. ist der Auffassung, dass die EU ein ganzheitliches Konzept für 
Menschenrechtsverteidiger entwickeln muss, um zu erreichen, dass die EU-Politik bei 
den EU-Mitgliedstaaten und im Verhältnis zu Drittstaaten an Glaubwürdigkeit und 
Effizienz gewinnt, dabei aber auch flankierende Maßnahmen zur Absicherung ihrer
Aktivitäten sowie Vorbeugungs- und Schutzmaßnahmen einzubeziehen sind, zugleich 
jedoch den kurz- und langfristigen Bedürfnissen von Menschenrechtsverteidigern 
Rechnung zu tragen ist; unterstreicht, dass sich dieses Konzept in der überarbeiteten 
EIDHR-Strategie und den EU-Leitlinien zum Schutz von Menschenrechtsverteidigern 
widerspiegeln sollte;
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24. vertritt die Ansicht, dass die Hohe Vertreterin der Europäischen Union für Außen- und 
Sicherheitspolitik die Anwendung der Leitlinien zum Schutz von 
Menschenrechtsverteidigern durch die einzelnen EU-Delegationen in Drittstaaten 
bewerten und diejenigen Missionen zu verstärkten Bemühungen auffordern sollte, in 
denen die Umsetzung erkennbare Schwächen aufweist;

25. bekräftigt seine an die Mitgliedstaaten gerichtete Forderung, zielstrebig die Entwicklung 
einer koordinierten Politik für die Ausstellung von Notfallvisa für 
Menschenrechtsverteidiger und deren Familienangehörige in Angriff zu nehmen, wobei 
die spanischen und irischen Sonderregelungen als Vorlage dienen können; ist der 
Ansicht, dass sich ein eindeutiger Hinweis auf diese Möglichkeit im Entwurf des 
Handbuchs für die Bearbeitung von Visumanträgen und die Änderung erteilter Visa als 
große Hilfe bei der Erreichung dieser gemeinsamen Politik erweisen würde, wie das 
Europäische Parlament bereits während der rechtlichen Prüfung der oben genannten 
Maßnahme zum Ausdruck gebracht hatte;

26. betont, dass ergänzend zur Erteilung von Notfallvisa Möglichkeiten für den 
vorübergehenden Schutz und die vorübergehende Unterbringung von 
Menschenrechtsverteidigern in Europa vorzusehen sind; begrüßt die von der 
tschechischen Präsidentschaft geförderte Initiative „Zufluchtstädte“ und fordert weitere 
diesbezügliche Schritte; fordert die weitere Unterstützung sonstiger bereits bestehender 
Initiativen in diesem Bereich;

27. hebt ferner hervor, dass bei einer möglichen Gefahr für das Leben oder die körperliche 
und geistige Gesundheit eines Menschenrechtsverteidigers die Mitgliedstaaten und die 
EU-Delegationen auch andere Schutzinstrumente und Dringlichkeitsregelungen 
befürworten und entwickeln sollten; ist der Meinung, dass dies in enger Zusammenarbeit 
mit lokalen Menschenrechtsverteidigern und der lokalen Zivilgesellschaft erfolgen sollte;

28. begrüßt das Zusammenwirken zwischen bestehenden Schutzregelungen auf europäischer 
und internationaler Ebene, das durch den systematischen Austausch von Informationen 
und eine systematische Strategie weiter intensiviert werden könnte, um eine bessere 
Abstimmung in dem Sinne zu gewährleisten, dass Informationen über Notfälle 
ausgetauscht und langfristige Unterstützungsmaßnahmen koordiniert werden; begrüßt in 
diesem Zusammenhang die vom Europarat organisierten jährlichen Tagungen sowie die 
Initiative der Beobachtungsstelle zum Schutz von Menschenrechtsverteidigern, ein 
gemeinsames Programm der Internationalen Föderation für Menschenrechte (FIDH), der
Weltorganisation gegen Folter (OMCT) und der Interamerikanischen 
Menschenrechtskommission (IACHR) zur Verstärkung des Zusammenwirkens 
internationaler und regionaler Mechanismen und Einrichtungen zum Schutz von 
Menschenrechtsverteidigern; bietet den bestehenden Task Forces in Europa zu 
Menschenrechtsverteidigern an, im Rahmen der Arbeitsgruppe „Menschenrechte“ des 
Rates und des Europarates, – wobei Letztere eine Initiative des Kommissars für 
Menschenrechte ist, – nach Wegen für eine engere Zusammenarbeit zu suchen;

29. vertritt die Auffassung, dass die EU-Organe im Zuge der Umsetzung des Vertrags von 
Lissabon besondere Anstrengungen unternehmen sollten, um einen Mechanismus für die 
interinstitutionelle Zusammenarbeit in Belangen, die Menschenrechtsverteidiger
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betreffen, einzurichten; geht davon aus, dass die Einrichtung eines solchen Mechanismus 
durch die Schaffung von Kontaktstellen für Menschenrechtsverteidiger bei allen EU-
Institutionen und -Organen erleichtert werden könnte;

30. ersucht den Rat und die Kommission, Möglichkeiten für die Schaffung eines 
Warnsystems zu prüfen, das gemeinsam von den EU-Organen und allen anderen 
Schutzmechanismen genutzt wird;

31. ist davon überzeugt, dass der Informationsaustausch auch durch den Aufbau spezifischer 
Datenbanken bzw. durch das Führen von „Logbüchern“ erleichtern werden könnte, in 
denen insbesondere in Bezug auf einzelne Personen unternommene Schritte dokumentiert 
werden;

32. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat, der Kommission und den
EU-Mitgliedstaaten zu übermitteln.
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BEGRÜNDUNG

Einleitung
Menschenrechtsverteidigern kommt überall auf der Welt eine wichtige Rolle beim Schutz und 
bei der Förderung grundlegender Menschenrechte zu, für die sie sich tagtäglich und oftmals 
unter Lebensgefahr einsetzen. Sie haben auch wesentlichen Anteil an Veränderungen und sind 
Schlüsselakteure demokratischer Prozesse in ihren Ländern; auf diese Art und Weise 
fungieren sie als menschliches Bindeglied zwischen Demokratie und Achtung der 
Menschenrechte. Die Unterstützung von Menschenrechtsverteidigern ist zudem schon seit 
langem ein fester Bestandteil der Menschenrechtspolitik der Europäischen Union in ihren 
Außenbeziehungen.

Nunmehr ist es Zeit für einen genaueren Blick auf die Maßnahmen der EU zugunsten von 
Menschenrechtsverteidigern, für eine Bewertung bestehender Regelungen und für Vorschläge 
im Hinblick auf künftige Schritte, wobei es darum geht, die Arbeit von 
Menschenrechtsverteidigern durch eine Beteiligungsstrategie zu unterstützen und durch 
Sofortmaßnahmen und langfristige Maßnahmen für einen entsprechenden Schutz zu sorgen.

Wer ist ein Menschenrechtsverteidiger?
Die Erklärung der Vereinten Nationen zu Menschenrechtsverteidigern aus dem Jahre 1998
stellt heute die Grundlage für sämtliche internationalen und regionalen Regelungen dar, 
werden doch darin die für die Verteidigung von Menschenrechten wesentlichen Rechte von 
Einzelpersonen und Organisationen und die Verpflichtung des Staates genannt, deren 
Tätigkeit zu fördern und zu schützen.

Gemäß dieser Erklärung werden mit dem Begriff „Menschenrechtsverteidiger“ Personen 
bezeichnet, die sich einzeln wie auch in Gemeinschaft mit anderen für die Förderung oder den 
Schutz von Menschenrechten einsetzen. Dabei müssen sie sich aber friedlicher Mittel 
bedienen. Die Definition bezieht sich nicht auf Einzelpersonen und Gruppen, die Gewalt 
anwenden oder dazu aufrufen.

Aufgrund dieser allgemeinen Beschreibung können Personen oder Personengruppen als 
Menschenrechtsverteidiger bezeichnet werden, die sich für die Menschenrechte einsetzen, 
wobei das Spektrum von zwischenstaatlichen Organisationen mit Sitz in den größten Städten 
der Welt bis hin zu Einzelpersonen reicht, die in ihren Heimatgemeinden tätig sind. 
Menschenrechtsverteidiger können Männer wie Frauen unterschiedlichen Alters sein, aus 
einem beliebigen Teil der Welt kommen und Vertreter aller Berufe sowie Personen mit 
sonstigem Hintergrund umfassen. Insbesondere ist anzumerken, dass 
Menschenrechtsverteidiger nicht nur in NRO und zwischenstaatlichen Organisationen 
anzutreffen sind, sondern gelegentlich auch Regierungsbeamte, Beschäftigte des öffentlichen 
Dienstes oder Vertreter des privaten Sektors sein können.

Was tun Menschenrechtsverteidiger?
Menschenrechtsverteidiger erkennt man vor allem an dem, was sie tun, d. h. der Begriff kann 
am besten anhand der Beschreibung ihrer Arbeit sowie der Rahmenbedingungen, unter denen 
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sie tätig sind, erklärt werden.

Menschenrechtsverteidiger setzen sich für die Verwirklichung von Rechten ein, die in der 
Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte von 1948 und anderen internationalen 
Menschenrechtsübereinkommen verankert sind. Sie engagieren sich für die Förderung und 
den Schutz bürgerlicher und politischer Rechte wie auch für die Förderung, den Schutz und 
die Verwirklichung wirtschaftlicher, sozialer und kultureller Rechte.

Menschenrechtsverteidiger beteiligen sich aktiv an der Festigung demokratischer Grundsätze;
unter anderem sammeln und verbreiten sie Informationen über Verletzungen der 
Menschenrechte; unterstützen Opfer von Menschenrechtsverletzungen; reichen Klagen ein, 
um Täter zur Rechenschaft zu ziehen und der Straffreiheit ein Ende zu bereiten; leisten 
Unterstützung, wenn es um verantwortungsvolle Staatsführung geht, und sind häufig 
maßgeblich an der Entwicklung von Bildungs- und Ausbildungsmaßnahmen im Bereich der 
Menschenrechte beteiligt.

Menschenrechtsverteidiger als Opfer von Gewalttaten
Menschenrechtsverteidiger werden im Laufe ihrer Tätigkeit oftmals selbst zur Zielscheibe 
von Gewalt. Dazu gehören Morde, Morddrohungen, Entführungen und Menschenraub, 
willkürliche Verhaftungen und Haftstrafen, gelegentlich auch Folter. Häufig werden sie 
drangsaliert, und viele werden Opfer von Rufmordkampagnen. In einigen Fällen werden als 
Versuche anderer Art, ihre Arbeit zu unterbinden, Strafverfahren gegen sie eingeleitet oder sie 
werden wegen anderer Anschuldigungen vor Gericht gestellt. Friedliche Demonstrationen 
oder das Einreichen von Beschwerden haben Verfahren wegen Störung der öffentlichen 
Ordnung und Rowdytum zur Folge, für die von den Gerichten langjährige Haftstrafen 
verhängt werden. Als „Sicherheitsmaßnahmen“ bezeichnete Aktionen, Gesetze und Verfahren 
wie die Antiterrorismusgesetze werden mitunter so angewendet, dass sie 
Menschenrechtsverteidiger in ihrer Arbeit behindern bzw. direkt gegen sie gerichtet sind.

Menschenrechtsverteidigerinnen und weitere besonders gefährdete Gruppen
Menschenrechtsverteidigerinnen sind anderen Risiken und Behinderungen ausgesetzt, wenn 
sie sich wirksam für die Menschenrechte einsetzen. Zum einen sind sie gefährdet, weil sie 
Frauen sind, und zum anderen aufgrund dessen, was sie tun. Vielfach sind sie Opfer sexueller 
Gewalt oder Gewaltandrohung bzw. werden aufgrund ihres Geschlechts in ihrer Arbeit 
behindert. Zudem lasten Vorurteile, Ausgrenzung und öffentliche Ablehnung sowohl durch 
staatliche Kräfte als auch durch soziale Akteure schwer auf ihnen. Zahlreiche 
Menschenrechtsverteidigerinnen müssen sich auch jeden Tag um kleine Kinder oder ihre alten 
Eltern kümmern, und es fällt ihnen schwer, ihre Arbeit für die Menschenrechte fortzusetzen, 
da sie wissen, dass sie im Falle einer Verhaftung oder Haftstrafe diese Aufgaben in der 
Familie nicht mehr erfüllen könnten.

Dieser besonderen Situation wird in den Leitlinien der EU Rechnung getragen. Darin wird 
unterstrichen, dass es beim Umgang mit dem Thema Menschenrechtsverteidiger wichtig ist, 
das Anliegen der Gleichstellung der Geschlechter zu berücksichtigen. Die Missionen werden 
aufgefordert, den besonderen Risiken, denen weibliche Menschenrechtsverteidiger ausgesetzt 
sind, besondere Aufmerksamkeit schenken. Auf EU-Ebene wurden von mehreren 
Präsidentschaften spezielle Kampagnen durchgeführt, die auf eine Intensivierung der 
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Bemühungen und die bessere Unterstützung von Menschenrechtsverteidigerinnen ausgerichtet 
waren.

Zu den weiteren Gruppen und Kategorien von Personen, die aufgrund ihres Einsatzes für die 
Menschenrechte in besonderem Maße Angriffen und Menschenrechtsverletzungen ausgesetzt 
sind, gehören Menschenrechtsverteidiger, die sich für die Förderung wirtschaftlicher, sozialer 
und kulturelle Rechte und für die Rechte von Minderheiten, indigenen Völkern sowie Lesben, 
Schwulen, Bisexuellen und Transsexuellen einsetzen, wie vor allem im Bericht der 
Sonderbeauftragten für Menschenrechtsverteidiger aus dem Jahr 2007 dargelegt und in den 
2008 überarbeiteten EU-Leitlinien berücksichtigt.

II. Schutzmechanismen der Vereinten Nationen und regionale Schutzmechanismen für 
Menschenrechtsverteidiger

Die Sonderberichterstatterin der Vereinigten Nationen
Im Jahr 2000 forderte die Menschenrechtskommission den Generalsekretär auf, ein Mandat 
für Menschenrechtsverteidiger zu schaffen, um die Umsetzung der Erklärung zu 
Menschenrechtsverteidigern zu fördern und Informationen über die tatsächliche Lage von 
Menschenrechtsverteidigern in der ganzen Welt zusammenzutragen. Bis 2008 hatte Hina 
Jilani diesen Posten inne, ihre Nachfolge trat Margaret Sekaggya an. Das Mandat für 
Menschenrechtsverteidiger ist weit gefasst und legt als Hauptaufgaben der 
Sonderberichterstatterin Folgendes fest:

 Einholung, Entgegennahme und Prüfung von Informationen zur Situation von 
Menschenrechtsverteidigern und diesbezügliche Reaktionen;

 Zusammenarbeit und Führung von Dialogen mit Regierungen und anderen 
interessierten Akteuren über die Förderung und wirksame Umsetzung der Erklärung;

 Empfehlungen für wirksame Strategien zum besseren Schutz von 
Menschenrechtsverteidigern und entsprechende Kontrollen.

Zu diesem Zweck legt die Sonderberichterstatterin dem Menschenrechtsrat und der 
Generalversammlung jährlich einen Bericht vor, besucht einzelne Länder und weist Staaten –
oftmals in Form von Dringlichkeitsschreiben – auf Einzelfälle hin, die Anlass zur Besorgnis 
geben. Seit der Einrichtung des Amtes sind mehr als 2100 Mitteilungen zur Situation von 
3600 Menschenrechtsverteidigern an etwa 120 Länder ergangen. In ihrem ersten Bericht 
befasst sich Margaret Sekaggya hauptsächlich mit der „universellen periodischen 
Staatenüberprüfung“ (UPR) als strategisch hilfreiches Instrument bei der Bewältigung der 
Aufgabe, die Situation von Menschenrechtsverteidigern in den einzelnen Staaten zu 
überprüfen und hoffentlich auch zu verbessern.

Afrika
Die Afrikanische Menschen- und Völkerrechtskommission (ACHPR) ist ein unabhängiges 
Kontrollorgan der Afrikanischen Union. Zu ihren Aufgaben gehören unter anderem die 
Förderung und der Schutz von Menschenrechten sowie die Auslegung der Afrikanischen 
Charta der Menschen- und Völkerrechte. 2004 ernannte die ACHPR eine 
Sonderberichterstatterin für Menschenrechtsverteidiger, um den Schutz ihrer Rechte in ganz 
Afrika zu verbessern. Als Erste in diesem Amt fungierte Reine Alapini-Gansou, die 2009 
durch Mohamed Bechir Khalfallah abgelöst wurde.
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Nord- und Südamerika
Die Interamerikanische Menschenrechtskommission (IACHR) ist ein unabhängiges Gremium 
der OAS und soll die Menschenrechte in beiden Teilen des amerikanischen Kontinents 
fördern und schützen.

Ihr Einsatz für Menschenrechtsverteidiger wird durch das Referat Menschenrechtsverteidiger
koordiniert, das die Situation von Menschenrechtsverteidigern in der Region überwacht und 
analysiert und darüber Bericht erstattet. Außerdem berät es die IACHR zu einzelnen 
Petitionen von Menschenrechtsverteidigern, d. h. im Hinblick auf Vorsichtsmaßnahmen, die 
angeordnet werden können, wenn die Gefahr besteht, dass jemand infolge der Verletzung 
seiner Rechte einen „schweren und irreparablen Schaden“ erleidet. Dies schließt
Sicherheitsmaßnahmen und Untersuchungen zu Drohungen und Gewalt anderer Art gegen 
Menschenrechtsverteidiger ein und dient dazu, gegen die Ursachen anzugehen und 
Wiederholungen zu verhindern.

Europa

OSZE/BDIMR
Im Dezember 2003 legte das OSZE-Büro für demokratische Institutionen und 
Menschenrechte (BDIMR) mit Sitz in Warschau ein Sonderprogramm für 
Vereinigungsfreiheit auf und richtete 2007 eine Kontaktstelle für Menschenrechtsverteidiger 
ein. Diese Kontaktstelle überwacht engmaschig die Situation von 
Menschenrechtsverteidigern, deckt bedenkliche Probleme auf und bemüht sich, die Interessen 
dieser Menschen zu fördern und zu schützen. Zudem veröffentlicht das BDIMR 
Jahresberichte zum Thema Menschenrechtsverteidiger in den OSZE-Staaten.

Der Europarat
Im Februar 2008 nahm das Ministerkomitee des Europarates die Erklärung des Europarates 
über Maßnahmen zur Verbesserung des Schutzes von Menschenrechtsverteidigern und zur 
Förderung ihrer Tätigkeit an.

In der Erklärung wird daran erinnert, dass für die Schaffung von förderlichen Bedingungen 
für die Arbeit von Menschenrechtsverteidigern, die es Einzelpersonen, Gruppen und 
Verbänden ermöglichen, sich mit friedlichen Mitteln für die Förderung und den Schutz der 
Menschenrechte einzusetzen, wobei sie nur den gemäß der Europäischen 
Menschenrechtskonvention zulässigen Einschränkungen unterliegen, in erster Linie die
Staaten zuständig sind. Es werden verschiedene Maßnahmen genannt, die von den 
Regierungen in diesem Zusammenhang zu ergreifen sind, wie zum Beispiel Stärkung der 
Justiz, Gewährleistung des Vorhandenseins wirksamer Rechtsmittel, Durchführung zügiger, 
unabhängiger und sinnvoller strafrechtlicher Ermittlungen, Stärkung der Kapazitäten und 
Kompetenzen von Bürgerbeauftragten und nationalen Menschenrechtsinstitutionen im 
Hinblick auf die Entgegennahme von Beschwerden sowie Gewährleistung eines wirksamen 
Zugangs zum Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) und anderen 
Einrichtungen zum Schutz der Menschenrechte. Die Mitgliedstaaten des Europarates werden 
auch aufgefordert, Schutzmaßnahmen vorzusehen, die es ermöglichen, gefährdeten 
Menschenrechtsverteidigern in Drittstaaten unverzüglich zu helfen, u. a. durch 
Prozessbeobachtung und Erteilung von Notfallvisa.
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In der Erklärung wird die vom Menschenrechtskommissar des Europarates geübte Praxis 
gebilligt, Menschenrechtsverteidiger zu unterstützen und zu schützen, wobei der Kommissar 
ersucht wird, die Rolle und die Kapazität seines Amtes zu stärken.

Im Zuge der Förderung der wirksamen Einhaltung und umfassenden Inanspruchnahme von 
Menschenrechten in den Mitgliedstaaten des Europarates ist der Menschenrechtskommissar 
als unabhängige und unparteiische Institution bestrebt, die konkrete Menschenrechtslage in 
den einzelnen Mitgliedstaaten einzuschätzen, auf Probleme zu reagieren und gegebenenfalls 
Ratschläge für Abhilfemaßnahmen zu erteilen. Die Tätigkeit des Kommissars im Rahmen der 
Unterstützung von Menschenrechtsverteidigern umfasst folgende Maßnahmen:

• Überwachung der Situation von Menschenrechtsverteidigern auf nationaler und regionaler 
Ebene, um Lücken und Schwachstellen in einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und Praktiken 
aufzudecken, die sich auf ihre Arbeitsbedingungen und ihre Sicherheit auswirken könnten;

• öffentliche Berichterstattung über die Situation von Menschenrechtsverteidigern;

• Eingreifen in dringenden Fällen, wenn Menschenrechtsverteidiger in Gefahr sind, entweder 
öffentlich oder unter Nutzung vertraulicher Kanäle, insbesondere durch Appelle an 
Regierungen, ihre Verpflichtungen zu erfüllen, und durch Unterstützung bei der Suche nach 
Lösungen für Probleme, mit denen Betroffene konfrontiert sein können;

• Verbesserung der öffentlichen Wahrnehmung und Stärkung von Netzwerken. Auf der
Website des Kommissars ist eine Seite ausschließlich dem Thema 
„Menschenrechtsverteidiger“ gewidmet;

• Zusammenarbeit, Koordinierung und Komplementarität mit Schlüsselpartnern und -akteuren 
wie der Sonderberichterstatterin der Vereinten Nationen für Menschenrechtsverteidiger, dem 
OSZE/BDIMR, der EU, nichtstaatlichen Organisationen und den einzelstaatlichen 
Menschenrechtsstrukturen. Zu diesem Zweck hat der Kommissar eine Arbeitsgruppe 
eingesetzt.

EU

EU-Leitlinien zum Schutz von Menschenrechtsverteidigern
Die Leitlinien der EU zum Schutz von Menschenrechtsverteidigern wurden 2004 
angenommen und 2008 aktualisiert, um die Maßnahmen der EU zugunsten von 
Menschenrechtsverteidigern zu straffen. Sie enthalten konkrete Vorschläge, speziell zu EU-
Missionen in Drittstaaten, zur Überwachung der Situation von Menschenrechtsverteidigern, 
z. B. in den Merkblättern zum Thema „Menschenrechte“, sowie zur Unterstützung durch 
sichtbare Anerkennung, regelmäßige Kontakte und gegebenenfalls auch Anwesenheit bei 
Verfahren als Beobachter. Die Stärkung der Mechanismen der Vereinten Nationen und die 
Koordinierung mit anderen regionalen Instrumenten ist ebenso wie die Notwendigkeit der 
Nutzung der Entwicklungspolitik ein weiterer wichtiger Aspekt des Schutzes von 
Menschenrechtsverteidigern.

Obwohl die Leitlinien ein sehr wichtiges Werkzeug sind und eine Verpflichtung der EU 
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darstellen, haben sowohl 2006 durchgeführte interne Evaluierungen des Rates1 als auch 
externe Bewertungen wie ein Bericht von Amnesty International aus dem Jahr 20072 ergeben, 
dass eine Lücke zwischen Anspruch und Wirklichkeit besteht. Die Schlussfolgerungen des 
Rates enthalten eine Vielzahl unterschiedlicher Empfehlungen zur Sensibilisierung, zu 
Schulungsmaßnahmen, vorausschauender Kontaktarbeit und stärkerer Unterstützung, die an 
die Adresse der Missionsleiter, der Mitgliedstaaten und der EU-Organe gerichtet sind. Auch 
wenn seither einiges unternommen wurde, um lokale Umsetzungsstrategien zu entwickeln 
und auf EU-Ebene lokale Menschenrechtsgruppen in Drittstaaten zu gründen und so eine 
bessere Abstimmung zwischen verschiedenen Missionen sicherzustellen, bleibt noch viel zu 
tun. Wenngleich viele Empfehlungen nach wie vor aktuell sind bzw. noch umgesetzt werden 
müssen, wird ihre Realisierung durch die Schaffung des Europäischen Auswärtigen Dienstes 
in einen neuen, anspruchsvollen Zusammenhang gestellt.

Menschenrechtsverteidiger spielen selbstverständlich auch bei der Umsetzung der zahlreichen 
sonstigen Leitlinien eine wichtige Rolle, wobei die Leitlinien wiederum als Instrument zu 
ihrer Unterstützung dienen können. Als Beispiel lassen sich die Menschenrechtsdialoge 
nennen, die häufig durch Seminare der Zivilgesellschaft vorbereitet werden, die so die 
Möglichkeit erhält, sich in den Dialog einzubringen; bei anderen Dialogen können auch 
Einzelfälle angesprochen bzw. zumindest die Lage und die Probleme der 
Menschenrechtsverteidiger erörtert werden.

EIDHR
Das Europäische Instrument für Demokratie und Menschenrechte ist ein 
Finanzierungsinstrument der EU für die Förderung der Demokratie und der Menschenrechte, 
das in erster Linie in Zusammenarbeit mit Organisationen der Zivilgesellschaft realisiert wird. 
Zu den Neuerungen in der 2006 angenommenen Verordnung, die durch eine Überarbeitung 
der Haushaltsordnung möglich wurden, gehört, dass jetzt auch nicht anerkannte NRO 
gefördert werden können, was sich für diejenigen, die unter besonders schwierigen 
Bedingungen arbeiten (Ziel 1 des Instruments), als besonders wichtig erweisen kann und 
einen Fortschritt im Hinblick auf EU-Hilfen für Menschenrechtsverteidiger bedeutet.

Während der Verhandlungen über die Verordnung (EG) Nr. 1889/2006 war eines der 
wichtigsten Anliegen des Europäischen Parlaments die Einführung einer Notfallregelung zur 
Unterstützung von Menschenrechtsverteidigern. In Artikel 9 der Verordnung heißt es unter 
der Überschrift „Ad-hoc-Maßnahmen“: „… kann die Kommission kleine Ad-hoc-Zuschüsse 
auf Grund von dringenden Schutzerfordernissen für Menschenrechtsverteidiger gewähren.“
Damit sollte vor allem den Delegationen der Europäischen Kommission ein kleines Portfolio 
zur Unterstützung gefährdeter Menschenrechtsverteidiger zur Verfügung gestellt werden, das 
sie beispielsweise verwenden können, um Ausreisen zu erleichtern. Diese Art der Direkthilfe 
für Einzelpersonen war erst nach Änderungen der Haushaltsordnung möglich, die jedoch nur 
in begrenztem Maße erfolgten.

Auf Vorschlag der Delegationen und nach Rücksprache mit Organisationen, die Mittel aus 
dem EIDHR erhalten, haben Einzelpersonen von dieser Hilfe profitiert. Die langfristigen 

                                               
1 Schlussfolgerungen des Rates zu den EU-Leitlinien zum Schutz von Menschenrechtsverteidigern. 
2 „Ensuring Protection? The European Union and human rights defenders“, Amnesty International, Mai 2007, AI 
Index: EUR 01/007/2007.
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Bedürfnisse von Menschenrechtsverteidigern (es wird nicht nur ein Flugticket gebraucht, 
sondern es besteht weiterer Hilfebedarf, sobald sich der/die Betroffene in Sicherheit befindet) 
wurden bei der Festlegung dieser Maßnahmen möglicherweise nicht ausreichend 
berücksichtigt; dennoch bleibt die Frage nach der politischen Verantwortung. Neben der Hilfe 
beim Verlassen des Landes könnten auch andere nützliche Aktionen, die keinen großen 
finanziellen Aufwand erfordern, eine Form des Schutzes darstellen; denkbar wären der 
Zugang zu Mobiltelefonen; Speicherkarten, um Angriffe zu dokumentieren, usw.

Gemäß dem Strategiepapier 2007-2010 für das EIDHR betrifft Ziel 3 die Unterstützung von 
Maßnahmen in von den verschiedenen EU-Leitlinien abgedeckten Bereichen. Für diesen 
Zeitraum wurden für die spezifische Hilfe für Menschenrechtsverteidiger 16 Millionen EUR 
bewilligt. Nach Abschluss des Verfahrens im Rahmen der ersten Aufforderung zur 
Einreichung von Vorschlägen wurden 11 spezialisierte zivilgesellschaftliche Organisationen
ausgewählt, wobei der Projektschwerpunkt auf Prävention und Schutz lag, die Frage der 
Dringlichkeit aber im Vordergrund stand. Bei der 2010 anstehenden zweiten Runde sollte 
dafür Sorge getragen werden, dass kurz- wie langfristige Erfordernisse gleichermaßen 
berücksichtigt werden. Die Maßnahmen müssen koordiniert werden und sich ergänzen, und es 
gilt Menschenrechtsverteidiger zu erreichen, die möglicherweise nicht ganz so bekannt sind 
oder in abgelegenen Regionen leben. Denkbar wären auch, wie bereits an anderer Stelle 
erwähnt, spezielle Aktionen für besonders gefährdete Gruppen. Da es sich bei dem Gros der 
Empfänger um Organisationen in Europa handelt, muss unbedingt sichergestellt werden, dass 
es auch Projekte zum Kapazitätsaufbau bei Partnern in Drittländern gibt.

Europäisches Parlament
Eine der Hauptaufgaben des Europäischen Parlaments besteht in der Überwachung und 
Kontrolle der Tätigkeit der anderen EU-Organe, wobei es auch intern über wichtige Mittel zur 
Förderung und zum Schutz von Menschenrechtsverteidigern verfügt; gemeint sind damit 
Anhörungen, Entschließungen und nicht zuletzt auch der Sacharow-Preis. 2008 organisierten 
wir gemeinsam mit der Europäischen Kommission und den Vereinten Nationen eine große 
Konferenz anlässlich des 60. Jahrestages der Unterzeichnung der Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte und des 10. Jahrestages der Annahme der Erklärung der Vereinten Nationen 
zu Menschenrechtsverteidigern.

Das Europäische Parlament gewährleistet einen öffentlichen Zugang zu nahezu allen seinen 
Tätigkeiten und bietet auf diese Art und Weise ein Podium für Diskussionen und öffentliche 
Auftritte von Menschenrechtsverteidigern im Rahmen von Sitzungen und Anhörungen. Diese 
Außenwirkung kann einerseits ein höheres Maß an Schutz bedeuten, andererseits aber auch 
dazu führen, dass Einzelpersonen höheren Risiken ausgesetzt sind. Auf Auftritte vor dem 
Europäischen Parlament folgen gelegentlich Verhaftungen; Hu Jia gehört in dieser Hinsicht 
möglicherweise zu den bekanntesten Fällen. Eine bessere Zusammenarbeit der EU-Organe in 
dem Sinne, dass das Europäische Parlament die Europäische Kommission vorab über Besuche 
von Menschenrechtsverteidigern unterrichtet, oder im Sinne einer verstärkten Bereitschaft, 
sich in der Folge genauer mit der Sicherheit von Menschenrechtsverteidigern zu befassen, die 
eine Einladung des EP annehmen, könnte eine Möglichkeit sein, diese Risiken besser zu 
beherrschen.

Für das Europäische Parlament gilt wie für jedes andere gewählte Gremium: Durch
Abstimmung angenommene Texte – im Falle des Europäischen Parlaments Entschließungen –
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sind die wichtigste Form der Vermittlung seines Standpunkts zu einem breiten 
Themenspektrum, einschließlich der Menschenrechte. Dringlichkeitsentschließungen, die jetzt 
den Bestimmungen von Artikel 122 der Geschäftsordnung unterliegen, sind nach wie vor die 
am meisten in Anspruch genommene Rechtsgrundlage für die Behandlung von 
Menschenrechtsfragen im Europäischen Parlament und beziehen sich vielfach auf Einzelfälle. 
In einer vom Europäischen Parlament in Auftrag gegebenen EIUC-Studie1 werden sämtliche 
in den Jahren 1999 bis 2006 angenommenen Entschließungen analysiert.
Menschenrechtsverteidiger werden in 74 von 786 Verweisen auf Einzelfälle in 
Entschließungen namentlich genannt (d. h. in 9,4 % aller Entschließungen); bei den anderen 
namentlich genannten Personen handelt es sich um Politiker, Gewerkschafter, Journalisten
usw.

Zahlreiche Einzelfälle werden zudem in Schriftwechseln (z. B. des Parlamentspräsidenten, 
des Leiters einer parlamentarischen Delegation oder des Vorsitzenden des Unterausschusses 
Menschenrechte) mit betroffenen Behörden erwähnt. Alle Einzelfälle, die Gegenstand einer 
Entschließung sind, werden in einem Anhang zum Jahresbericht des Europäischen Parlaments 
über die Menschenrechte aufgelistet, wobei in einigen Fällen auch Angaben zu weiteren 
Initiativen erfolgen, die ergriffen wurden. Es sind jedoch durchaus Reserven für eine 
systematischere Kontrolle und eine bessere Dokumentierung eingeleiteter Maßnahmen 
vorhanden. Vorstellbar wäre beispielsweise die Einrichtung einer speziellen Datenbank, wie 
sie derzeit der Rat aufbaut. Dies könnte auch einen notwendigen verstärkten 
Informationsaustausch über die von den verschiedenen Organen durchgeführten Aktivitäten 
erleichtern, der vom Europäischen Parlament schon bei vielen Gelegenheiten gefordert wurde.

Seit 1988 verleiht das Europäische Parlament den Sacharow-Preis für geistige Freiheit an 
Personen, die sich für Menschenrechte und Grundfreiheiten einsetzen. Die daraus 
resultierende öffentliche Aufmerksamkeit bewirkt in vielen Fällen eine Verbesserung der 
Lage der Preisträger. Wie viele von ihnen auf der Konferenz erlebten, die 2008 aus Anlass des 
20. Jahrestages der Vergabe des Preises stattfand, bedeutet die Würdigung ihrer Arbeit durch 
die Auszeichnung echte Unterstützung und „moralischen Auftrieb“, während von der damit 
verbundenen finanziellen Zuwendung sowohl der Preisträger als auch die Sache profitieren 
können, für die er oder sie sich engagiert. Mithilfe des Sacharow-Netzwerks wird das 
Europäische Parlament hoffentlich auch den Kontakt und die Verbindung zu den 
Ausgezeichneten als Teil einer dauerhaften Unterstützung verbessern und vermehrt von 
möglichen Beiträgen und der Beteiligung von Preisträgern an verschiedenen Aktionen 
profitieren können.

Ausgehend von den vorstehenden Darlegungen möchte die Berichterstatterin folgende 
Empfehlungen zu den Maßnahmen der EU zugunsten von Menschenrechtsverteidigern 
abgeben:

Stärkung der Institutionen und Neuerungen im Rahmen des Vertrags von Lissabon

 Der Vertrag von Lissabon bedeutet die Weiterentwicklung der außenpolitischen Ziele 
der Union in den Artikeln 3 und 21 und stellt die Förderung und den Schutz der 

                                               
1 Beyond Activism. The Impact of the resolutions and other activities of the EP in the field of human rights 
outside the European Union, Oktober 2006.
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Menschenrechte in den Mittelpunkt der diesbezüglichen Maßnahmen. Absoluten 
Vorrang muss die Aufgabe haben, sicherzustellen, dass sich die Förderung der 
Menschenrechte als Grundwert und als Ziel der Außenpolitik der Union angemessen 
in der Struktur des EAD und in dessen personeller Ausstattung widerspiegelt.

 Aus Kommissionsdelegationen in Drittstaaten werden Delegationen der Union; dieser 
Prozess ist bereits angelaufen und wird eine entscheidende Rolle bei der Vertretung 
der EU und der Umsetzung der Menschenrechtspolitik zu spielen haben, wobei dazu
die systematische Einbeziehung eines besonders geeigneten politischen Beraters zum 
Thema Menschenrechte und Demokratie erforderlich sein wird. Dessen Ernennung 
könnte zugleich eine stärkere Kohärenz und Sichtbarkeit der Menschenrechtspolitik 
der EU bewirken und er könnte als Kontaktstelle für Menschenrechtsverteidiger vor 
Ort fungieren.

Für einen kohärenteren und systematischeren Ansatz in der Menschenrechtspolitik der 
EU

 Die Leitlinien der EU zum Schutz von Menschenrechtsverteidigern müssen von den 
EU-Delegationen in Drittstaaten ordnungsgemäß und vollständig umgesetzt werden,
und bis Ende 2010 müssen verstärkte Anstrengungen unternommen werden, um 
sicherzustellen, dass alle Delegationen lokale Strategien entwickeln. Es wäre daher 
äußerst empfehlenswert, die Zuständigkeit für die Erarbeitung dieser Strategien und 
für deren regelmäßige Evaluierung bei der Vizepräsidentin/Hohen Vertreterin 
anzusiedeln, um eine größere Beständigkeit der Unionspolitik und die tatsächliche 
Umsetzung derartiger Schutzmaßnahmen zu gewährleisten. Die Einbindung von 
Menschenrechtsverteidigern in den Prozess der Erarbeitung und Überwachung lokaler 
Strategien ist ausschlaggebend für deren tatsächlichen Nutzen. Die Treffen zwischen
Menschenrechtsvertretern und Diplomaten, die mindestens einmal jährlich stattfinden 
sollen, können eindeutig einen Beitrag zu einem solchen Prozess leisten.

 Die Liste lokaler Strategien sollte dem Parlament übermittelt bzw. zumindest im 
Jahresbericht der EU zur Menschenrechtslage veröffentlicht werden. Das Parlament 
sollte im Falle von Anhörungen von Leitern der EU-Delegationen vor deren 
Ernennung zum Vizepräsidenten/Hohen Vertreter ein eindeutiges Bekenntnis zu dieser 
Maßnahme verlangen.

 Die derzeit geübte Praxis, Menschenrechtsfragen losgelöst von allen anderen Themen
zu betrachten, muss geändert werden. Die Förderung und der Schutz von 
Menschenrechtsverteidigern sind in alle Ebenen und in alle Teilbereichen und 
Instrumenten der Außenpolitik der Union zu integrieren, um die Kohärenz, 
Wirksamkeit und Glaubwürdigkeit der EU-Unterstützung für 
Menschenrechtsverteidiger zu verbessern. Die Annahme einer landesspezifischen
Strategie zum Thema Menschenrechte und Demokratie, die als Richtschnur für die 
Festlegung länderspezifischer Prioritäten in diesem Bereich gelten muss und in alle 
wichtigen außenpolitischen Maßnahmen der EU und Übereinkommen der Union mit 
dem betreffenden Drittstaat einzubeziehen ist, könnte erheblich zu diesem Zielansatz 
beitragen.
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 Wesentliche Aspekte lokaler Strategien zur Umsetzung der EU-Leitlinien zum Schutz 
von Menschenrechtsverteidigern sollten ihren Niederschlag in 
Länderstrategiepapieren, den ENP-Aktionsplänen und den Jährlichen 
Aktionsprogrammen des EIDHR finden. Die Unterstützung und der Schutz von 
Menschenrechtsverteidigern muss mehr umfassen als Menschenrechtsdialoge und die 
Prüfung der Dringlichkeit zu ergreifender Maßnahmen durch die ENP-
Unterausschüsse für Menschenrechte, und diese Fragen sollten regelmäßig ganz oben 
auf der Tagesordnung des politischen Dialogs mit Drittstaaten einschließlich der 
Assoziierungs- oder Kooperationsräte und bilateraler Gipfel stehen.

 Das EIDHR, das sich bereits als Mittel zur Förderung und Unterstützung der Achtung 
der Menschenrechte und bei der Stärkung der Rechtsstaatlichkeit bewährt hat, sollte 
auch weiterhin genutzt werden, um die direkte Hilfe für Menschenrechtsverteidiger zu 
stärken.

 Die im Vorfeld bilateraler Gipfel organisierten Menschenrechtsdialoge sollten enger 
miteinander verknüpft werden, indem zum Beispiel Treffen mit 
Menschenrechtsverteidigern veranstaltet werden. Maßnahmen dieser Art könnten die 
Überwindung der derzeit im Hinblick auf diese Dialoge bestehenden Grenzen 
ermöglichen, zu greifbaren Ergebnissen führen und den Nutzen der Dialoge erhöhen.

Mehr Transparenz und Sichtbarkeit als Schutzmaßnahme

 Gefährdete Menschenrechtsverteidiger in Drittstaaten fordern vor allem eine bessere 
Sichtbarkeit und mehr öffentliche Aufmerksamkeit für EU-Maßnahmen im 
Zusammenhang mit schwierigen Situationen aller Art, in die sie geraten können, 
einschließlich Drangsalierung, Drohungen und ungerechtfertigte Festnahmen. 
Öffentlichkeitswirksame Maßnahmen werden von ihnen als Schutzmaßnahmen 
wahrgenommen. Es wäre daher empfehlenswert, die Öffentlichkeit über vertrauliche 
Demarchen der EU-Mitgliedstaaten (in absehbarer Zeit: von EU-Delegationen) zu 
unterrichten und darüber auf den Websites dieser Delegationen sowie des Rates und 
der Kommission zu informieren. Die Entscheidung über die Veröffentlichung sollte 
jedoch in jedem Fall bei dem betroffenen Menschenrechtsverteidiger bzw. seiner 
Familie liegen.

 Bei offiziellen Reisen in Drittstaaten sollte die Vizepräsidentin/Hohe Vertreterin 
Treffen mit Menschenrechtsverteidigern stets als sehr wichtige Aufgabe betrachten. 
Zudem sollte dieser Punkt als Pflichtaufgabe in das Mandat von EU-
Sonderbeauftragten aufgenommen werden. Die Hohe Vertreterin und die 
Sonderbeauftragten sollten vor dem Europäischen Parlament Rechenschaft über ihr 
Handeln in diesem Bereich ablegen müssen.

Für koordiniertere und ergebnisorientiertere Maßnahmen zugunsten von 
Menschenrechtsverteidigern

 Nur durch die Erarbeitung eines ganzheitlichen Konzepts für 
Menschenrechtsverteidiger kann die EU-Politik an Glaubwürdigkeit und Effizienz 
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gewinnen. In das Konzept sollten daher flankierende Maßnahmen zur Absicherung 
ihrer Aktivitäten sowie Vorbeugungs- und Schutzmaßnahmen einfließen, die ein 
rechtzeitiges Handeln ermöglichen. Den kurz- und langfristigen Bedürfnissen von
Menschenrechtsverteidigern ist gleichermaßen Rechnung zu tragen. Dieses 
ausgewogene Konzept sollte sich in der überarbeiteten EIDHR-Strategie und den EU-
Leitlinien zum Schutz von Menschenrechtsverteidigern widerspiegeln.

 Besonderes Augenmerk sollte nicht nur auf den Schutz von 
Menschenrechtsverteidigern in ihrem eigenen Land gelegt werden, sondern auch auf 
die Erteilung von Visa für gefährdete Menschenrechtsverteidiger und Betroffene in 
Notfällen. Die Frage dieser speziellen Visa sollte im Visakodex der Gemeinschaft 
geregelt werden.

 Neben Notfallvisa sollte das Programm „Zufluchtstädte“ als Ergänzung zu 
vorhandenen Instrumenten und Schutzregelungen für Menschenrechtsverteidiger auf 
den Weg gebracht werden.

 Das Zusammenwirken bestehender Schutzmechanismen auf europäischer und 
internationaler Ebene muss durch den systematischen Austausch von Informationen 
und eine systematische Strategie unterstützt und intensiviert werden, um eine bessere 
Abstimmung zwischen ihnen zu gewährleisten. Bestehende Task Forces zu
Menschenrechtsverteidigern sind in den Arbeitsgruppen „Menschenrechte“ des Rates 
und des Europarates willkommen zu heißen und sollten zusammenarbeiten.

 Die vom Europarat organisierten jährlichen Tagungen zur Förderung der Arbeit von 
Menschenrechtsaktivisten sowie die Initiativen der Beobachtungsstelle zum Schutz 
von Menschenrechtsverteidigern, ein gemeinsames Programm der Internationalen 
Föderation für Menschenrechte (FIDH), der Weltorganisation gegen Folter (OMCT) 
und der Interamerikanischen Menschenrechtskommission (IACHR) stellen auf ein 
besseres Zusammenspiel und eine bessere gegenseitige Ergänzung internationaler und 
regionaler Mechanismen und Einrichtungen zum Schutz von 
Menschenrechtsverteidigern ab. Alle diese auf einer verstärkten Zusammenarbeit 
beruhenden innovativen Konzepte müssen weiterentwickelt werden, um zu einer 
ergebnisorientierten Strategie zugunsten von Menschenrechtsverteidigern zu gelangen.

 Im Zuge der Umsetzung des Vertrags von Lissabon sollten die EU-Organe besondere 
Anstrengungen unternehmen, um ein Gremium für die interinstitutionelle 
Zusammenarbeit in Belangen, die Menschenrechtsverteidiger betreffen, einzusetzen, 
das regelmäßig zusammentreten könnte. Der Aufbau eines solchen Netzes könnte
durch die Einrichtung von Kontaktstellen für Menschenrechtsverteidiger im 
Europäischen Parlament und beim EAD erleichtert werden. Die Schaffung eines 
Warnsystems, das gemeinsam von den EU-Organen und allen anderen 
Schutzmechanismen genutzt wird, ist zu prüfen.

 Zudem sollte weiter ausgelotet werden, welche Möglichkeiten das im Dezember 2008 
anlässlich des 20. Jahrestages der Verleihung des Sacharow-Preises gegründete 
Sacharow-Netzwerk eröffnen könnte.



PR\805522DE.doc 23/23 PE439.063v02-00

DE

 Der Informationsaustausch könnte auch durch den Aufbau spezifischer Datenbanken 
bzw. durch das Führen von „Logbüchern“ erleichtert werden, in denen sich 
insbesondere in Bezug auf einzelne Personen unternommene Schritte dokumentieren
lassen.


